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2230-1-1-UK

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

Vom 20. Mai 2010Vom 20. Mai 2010 (GVBl S. 230)

 I. Rechtsvorschriften

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol-
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge-
macht wird:

§ 1

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. 
S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBl S. 467), wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach Art. 85 wird folgender Art. 85a einge-
fügt:

„Art. 85a  Automatisiertes Verfahren zur 
Unterstützung der Schulen“.

b) Es werden folgender neuer Art. 113a und fol-
gender Art. 113b eingefügt:

„Art. 113a  Automatisiertes Verfahren zur 
Unterstützung der Schulverwal-
tung

Art. 113b  Statistik“.

c) Der bisherige Art. 113a wird Art. 113c.

2. In Art. 82 Abs. 5 Satz 5 werden die Worte „Art. 113a“ 
durch die Worte „Art. 113c“ ersetzt.

3. Art. 85 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Die Schulen dürfen die zur Erfüllung der 
ihnen durch Rechtsvorschriften zugewiesenen 
Aufgaben erforderlichen Daten erheben, verar-
beiten und nutzen. 2Dazu gehören personenbezo-
gene Daten der Schülerinnen und Schüler und de-
ren Erziehungsberechtigten, der Lehrkräfte und 
des nicht unterrichtenden Personals. 3Es sind dies 
bei den Schülerinnen und Schülern insbesondere 
Name, Adressdaten, Staatsangehörigkeit, Religi-
onszugehörigkeit (soweit für die Schulpraxis er-
forderlich), Migrationshintergrund (Geburtsland, 
Jahr des Zu zugs nach Deutschland, Mutterspra-
che deutsch/nicht deutsch), Leistungsdaten, Da-
ten zur schulischen und berufl ichen Vorbildung 
sowie zur Berufsausbildung, bei den Lehrkräften 
insbesondere Name, Staatsangehörigkeit, Anga-
ben zur Lehrbefähigung und zum Unterrichtsein-

satz, bei den Erziehungsberechtigten Name und 
Adressdaten. 4Die Betroffenen sind zur Angabe 
der Daten verpfl ichtet und sind bei der Datener-
hebung auf diese Rechtsvorschrift hinzuweisen. 
5Die Schulen sind verpfl ichtet, 

1. Daten gemäß Art. 85a Abs. 2 und Art. 113a 
Abs. 2 mittels des vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus bereitgestellten Schul-
verwaltungsprogramms zu verarbeiten,

2. Daten gemäß Art. 85a Abs. 2 laufend zu ak-
tualisieren und zeitnah sowie plausibel an die 
gemäß Art. 85a Abs. 1 Satz 1 beauftragte Stel-
le weiterzu geben,

3. soweit erforderlich, Daten gemäß Art. 113a 
Abs. 2 zum 1. Oktober betreffend Lehrkräf-
te an allgemein bildenden Schulen bzw. zum 
20. Oktober betreffend Lehrkräfte an be-
rufl ichen Schulen plausibel über die gemäß 
Art. 113a Abs. 1 Satz 1 beauftragte Stelle an 
die jeweils zuständige Schulaufsichtsbehörde 
zu übermitteln; staatliche Schulen sind da-
rüber hinaus verpfl ichtet, im Zeitraum April 
bis Mai eine Übermittlung vorzunehmen.

6§ 50 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) und 
Art. 102 bis 111 des Bayerischen Beamtengeset-
zes (BayBG) bleiben unberührt.“

4. Nach Art. 85 wird folgender Art. 85a eingefügt:

„Art. 85a

Automatisiertes Verfahren 
zur Unterstützung der Schulen

(1) 1Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann für die Schulen eine öffentliche Stel-
le gemäß Art. 6 des Bayerischen Datenschutzge-
setzes (BayDSG) beauftragen, personenbezogene 
Daten von Schülerinnen und Schülern und deren 
Erziehungsberechtigten zu den in Abs. 2 genann-
ten schulübergreifenden Verwaltungszwecken 
zu verarbeiten; die Schulen werden von der Auf-
tragserteilung unterrichtet; sie bleiben für diese 
Daten verantwortlich. 2Die datenschutzrechtliche 
Gesamtverantwortung liegt beim Staatsministeri-
um für Unterricht und Kultus.

(2) Bei der gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragten 
Stelle können zur Unterstützung der Schulanmel-
dung, des Schulwechsels, der Kooperation von 
Schulen und zur Überwachung der Schulpfl icht 
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folgende personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden:

1. Daten von Schülerinnen und Schülern:

a) nicht schuljahresbezogene Daten:

Name, Vornamen, Tag der Geburt, Ge-
burtsort, Geschlecht, Staatsangehörig-
keit, Migrationshintergrund (Geburts-
land, Jahr des Zuzugs nach Deutschland, 
Muttersprache deutsch/nicht deutsch), 
Religionszugehörigkeit (soweit für die 
Schulpraxis erforderlich), Jahr der Erst-
einschulung, erworbene Abschlüsse, Ad-
ressdaten;

b) schuljahresbezogene Daten:

Daten zur Förderung (sonderpädagogi-
sche För derung, Teilleistungsstörungen, 
sonstige För dermaßnahmen), ganztägige 
Betreuung, Schülerheim oder Internat, 
Gastschulverhältnis, übertrittsrelevan-
te Daten zur Schullaufbahn (aktuell be-
suchte Schule, Schulpfl icht, Feststellung 
zur Übertrittseignung betreffend Haupt-
schule, Realschule und Gymnasium, 
Vor bildung, Austrittsdatum, Zielschule), 
Daten zum aktuellen Unterricht (Jahr-
gangsstufe, Bildungsgang, Fremdspra-
chen, Berufsausbildung, Erreichen des 
Ziels der Jahrgangsstufe [ja/nein], Art der 
Wiederholung, Art des Vorrückens);

2. Daten der Erziehungsberechtigten (an öffent-
lichen Schulen und staatlich anerkannten Er-
satzschulen mit dem Charakter öffentlicher 
Schulen auch Daten früherer Erziehungsbe-
rechtigter gemäß Art. 88a):

Name, Adressdaten; 

3. die unter Nr. 1 Buchst. a genannten Daten 
von externen Prüfungsteilnehmerinnen und 
Prüfungsteilnehmern ausgenommen die Reli-
gionszugehörigkeit.

(3) 1Ausschließlich den Schulen und nur zur 
Erfüllung der in Abs. 2 genannten Dienstaufga-
ben dürfen von der gemäß Abs. 1 Satz 1 beauf-
tragten Stelle die in Abs. 2 genannten Daten 
weitergegeben werden. 2Dies ist durch organisa-
torische und technische Vorkehrungen dauerhaft 
zu gewährleisten. 3Datenabrufe sind an den Schu-
len zu protokollieren. 4Soweit zur Herstellung der 
landesweiten Eindeutigkeit Ordnungsmerkmale 
technisch erzeugt werden, dürfen diese weder bei 
der beauftragten Stelle noch bei den Schulen ein-
sehbar sein.

(4) Die in Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 
genannten Daten werden sechs Jahre nach dem 
Ausscheiden der Schülerin oder des Schülers aus 

dem bayerischen Schulsystem gelöscht; die übri-
gen in Abs. 2 genannten Daten werden spätestens 
ein Jahr nach der Erhebung gelöscht.“

5. In Art. 92 Abs. 5 Satz 1 wird nach den Worten 
„Art. 56 Abs. 4“ das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach den Worten „Art. 80“ die 
Worte „, 85, 85a und 113b“ eingefügt.

6. Dem Art. 102 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Auf angezeigte Ergänzungsschulen fi n-
den Art. 85, 85a und 113b Anwendung; Art. 90 
bleibt unberührt.“

7. In Art. 113 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Be-
richte“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt 
und werden die Worte „und statistische Anga-
ben“ gestrichen. 

8. Es werden folgender neuer Art. 113a und folgen-
der Art. 113b eingefügt:

„Art. 113a

Automatisiertes Verfahren 
zur Unterstützung der Schulverwaltung

(1) 1Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus kann für die Schulaufsichtsbehörden eine 
öffentliche Stelle gemäß Art. 6 BayDSG beauf-
tragen, personenbezogene Daten der Lehrkräfte 
und des nicht unterrichtenden Personals zu den 
in Abs. 2 genannten schulübergreifenden Ver-
waltungszwecken zu verarbeiten; die Schulauf-
sichtsbehörden werden von der Auftragserteilung 
unterrichtet; sie bleiben für diese Daten verant-
wortlich. 2Die datenschutzrechtliche Gesamtver-
antwortung liegt beim Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus.

(2) Bei der gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragten 
Stelle können zur Unterstützung von Dienstauf-
gaben der Schulaufsichtsbehörden (Unterrichts-
planung der staatlichen Schulen, Prüfung der Un-
terrichtssituation, Bezuschussung nichtstaatlicher 
Schulen nach dem Bayerischen Schulfi nanzie-
rungsgesetz) folgende personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden:

1. Daten des staatlichen und des nicht staatli-
chen Personals: 

a) nicht schuljahresbezogene Daten:

Name, Vornamen, Geschlecht, Geburtsna-
me, akademische Grade, Tag der Geburt, 
Arbeitgeber bzw. Dienstherr, Besoldungs- 
bzw. Entgeltgruppe, Rechtsverhältnis, 
Funktion in der Schulleitung, Beginn/
Ende des Dienstverhältnisses, Personen-
kennzahl, Lehrbefähigung (Lehr amt/
abgelegte Prüfungen, Fächer der Lehr-
befähigung, Unterrichtsgenehmigung);
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b) schuljahresbezogene Daten:

Daten zur Beschäftigung und zum Ein-
satz (Schule[-n], Unterrichtspfl ichtzeit, 
Teilzeit [Stun denzahl, Grund, Arbeits-
zeitmodell], Mehr arbeit/Nebentätig keit, 
Beschäftigungskategorie, Beurlaubung, 
außerschulische Abordnung, längerfris-
tige Abwesenheit, Reduktionen [wegen 
Behinderung, Alter, Anrechnungen], Zu-
gangsart, Abgangsart, erteilter Unterricht 
[Beziehung zu den Unterrichtseinheiten]);

2. von staatlichem Personal darüber hinaus: 

a) nicht schuljahresbezogene Daten:

Adressdaten, Geburtsort, Amts- bzw. 
Dienstbezeichnung;

b) schuljahresbezogene Daten:

Ausbildungsabschnitt bei Lehrkräften im 
Vorbereitungsdienst, Einsatz als mobile 
Reserve, Arbeitszeitkonto.

(3) 1Ausschließlich die jeweils zuständigen 
Schulaufsichtsbehörden dürfen zur Erfüllung der 
in Abs. 2 genannten Dienstaufgaben die in Abs. 2 
genannten Daten verarbeiten und nutzen. 2Dies 
ist durch entsprechende organisatorische und 
technische Vorkehrungen dauerhaft zu gewähr-
leisten. 3Die Schulaufsichtsbehörden können über 
die gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragte Stelle 

1. den Schulen Daten gemäß Abs. 2 zur Unter-
stützung der Planung und Durchführung des 
Unterrichts an der jeweiligen Schule, 

2. den Kirchen Daten gemäß Abs. 2 der Religi-
onsunterricht erteilenden oder zur Erteilung 
befähigten Lehrkräfte (mit Ausnahme der Ad-
ressdaten) zur Ausübung der Fachaufsicht im 
Fach Religionslehre und zur Planung des Un-
terrichtseinsatzes des kirchlichen Personals 

übermitteln.

(4) Die in Abs. 2 genannten Daten werden wie 
folgt gelöscht:

1. spätestens zum Ende des jeweils nächsten 
Schuljahres die in Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b ge-
nannten Daten des nicht staatlichen Personals;

2. zum Ende des jeweils übernächsten Schul-
jahres die in Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b und Nr. 2 
Buchst. b genannten Daten des staatlichen 
Personals;

3. drei Jahre nach dem Ausscheiden aus dem 
Dienst- bzw. Arbeitsverhältnis die in Abs. 2 
Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 Buchst. a genannten 
Daten.

(5) § 50 BeamtStG und Art. 102 bis 111 BayBG 
bleiben unberührt.

Art. 113b

Statistik

(1) Zu Zwecken der Bildungsplanung und der 
Organisation des Schulwesens werden die Amt-
liche Schulstatistik gemäß Abs. 6 und die Ergeb-
nisstatistiken gemäß Abs. 7 als Landesstatistiken 
gemäß Art. 9 des Bayerischen Statistikgesetzes 
durchgeführt. 

(2) Erhebungseinheiten sind:

1. die Schulen einschließlich der Schulvorberei-
tenden Einrichtungen,

2. das Telekolleg und die Staatsinstitute für die 
Ausbildung von Fach- bzw. Förderlehrern.

(3) 1Bei den in Abs. 2 Nr. 1 genannten Stel-
len werden für die Amtliche Schulstatistik gemäß 
Abs. 6 folgende Erhebungsmerkmale erhoben:

1. Daten der Schülerinnen und Schüler und der 
externen Prüfungsteilnehmerinnen und Prü-
fungsteilnehmer: 

a) Daten der Schülerinnen und Schüler:

Geburtsmonat und -jahr, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit, Migrationshinter-
grund (Geburtsland, Jahr des Zuzugs nach 
Deutschland, Muttersprache deutsch/
nicht deutsch), Religionszugehörigkeit 
(soweit für die Schulpraxis erforderlich), 
Jahr der Ersteinschulung, erworbene Ab-
schlüsse, Daten zur Förderung (sonder-
pädagogische Förderung, Teilleistungs-
störungen, sonstige Fördermaßnahmen), 
ganztägige Betreuung, Schülerheim oder 
Internat, Gastschulverhältnis, übertritts-
relevante Daten zur Schullaufbahn (ak-
tuell besuchte Schule, Schul pfl icht, Fest-
stellung zur Übertrittseignung be treffend 
Hauptschule, Realschule und Gymna-
sium, Vorbildung, Austrittsdatum, Ziel-
schule), Daten zum aktuellen Unterricht 
(Jahrgangsstufe, Bildungsgang, Fremd-
sprachen, Berufsausbildung, Erreichen 
des Ziels der Jahrgangsstufe [ja/nein], Art 
der Wiederholung, Art des Vorrückens);

b) Daten der externen Prüfungsteilneh-
merinnen und Prüfungsteilnehmer:

Geburtsmonat und -jahr, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit, Migrationshinter-
grund (Geburtsland, Jahr des Zuzugs 
nach Deutschland, Muttersprache 
deutsch/nicht deutsch), Jahr der Erstein-
schulung, erworbene Abschlüsse;
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2. Daten der Lehrkräfte und des nicht unterrich-
tenden Personals:

a) Daten des staatlichen und des nicht staat-
lichen Personals: 

Geschlecht, Geburtsmonat und -jahr, 
Staatsangehörigkeit, Arbeitgeber bzw. 
Dienstherr, Besoldungs- bzw. Entgelt-
gruppe, Rechtsverhältnis, Funktion in der 
Schulleitung, Beginn/Ende des Dienst-
verhältnisses, Lehrbefähigung (Lehr amt/
abgelegte Prüfungen, Fächer der Lehr-
befähigung, Unterrichtsgenehmigung), 
Da ten zur Beschäftigung und zum Ein-
satz (Schule[-n], Unterrichtspfl ichtzeit, 
Teilzeit [Stun denzahl, Grund, Arbeits-
zeitmodell], Mehrarbeit/Nebentätigkeit, 
Beschäftigungskategorie, Beurlaubung, 
außerschulische Abordnung, längerfris-
tige Abwesenheit, Reduktionen [wegen 
Behinderung, Alter, Anrechnungen], Zu-
gangsart, Abgangsart, erteilter Unterricht 
[Beziehung zu den Unterrichtseinheiten]); 

b) von staatlichem Personal darüber hinaus: 

Amts- bzw. Dienstbezeichnung, Ausbil-
dungsabschnitt bei Lehrkräften im Vor-
bereitungsdienst, Einsatz als mobile Re-
serve, Arbeitszeitkonto;

3. die von Schülerinnen und Schülern im laufen-
den Schuljahr besuchten Unterrichtseinhei-
ten;

4. Daten der Schule (Schulnummer, Schulbe-
zeichnung, Adressdaten, Außenstellen, An-
sprechpartner, zuständige Schulaufsicht, 
Schulträger, Schulaufwandsträger, organi-
satorische Verkettung mit anderer Schule, 
Schulart, Bildungsgänge [Ausbildungsrich-
tung, Fachrichtung, Fremdsprachenprofi l], 
Angebot für ganztägige Betreuung, Unter-
bringungsangebot, sonstige Zusatzangebote, 
informationstechnische Ausstattung, sonstige 
Ausstattung);

5. Daten zum Unterricht und dessen Organisati-
on: 

a) Daten der Klassen (Schule, Bezeichnung, 
Jahr gangsstufe, Klassenart, Bildungs-
gang, Fachklassengliederung, Blockun-
terricht, Förderschwerpunkt, Organisati-
onsform, Auslagerung);

b) Daten der Unterrichtseinheiten (Klassen/
Klas sengruppen, Fach, Art des Unter-
richts, zeitlicher Umfang, Stundenkür-
zung/zusätzlicher Lehrerbedarf [Stunden, 
Grund]).

2Bei den in Abs. 2 Nr. 2 genannten Stellen werden 
folgende Daten der Absolventen, die schulische 

Abschlüsse erworben haben, erhoben:

Geburtsmonat und -jahr, Geschlecht, Staatsange-
hörigkeit, Migrationshintergrund (Geburtsland, 
Jahr des Zuzugs nach Deutschland, Mutterspra-
che deutsch/nicht deutsch), Religionszugehörig-
keit (soweit für die Schulpraxis erforderlich), Jahr 
der Ersteinschulung, erworbene Abschlüsse.

(4) 1Hilfsmerkmale der Erhebungen gemäß 
Abs. 3 sind:

1. Name, Vornamen, Tag der Geburt sowie der 
Geburtsort der Schülerinnen und Schüler 
bzw. der externen Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer sowie das in Art. 85a 
Abs. 3 Satz 4 genannte Ordnungsmerkmal;

2. Name, Vornamen, Geburtsname, Tag der Ge-
burt, Geburtsort, akademischer Grad und die 
Personenkennzahl der Lehrkräfte und des 
nicht unterrichtenden Personals an öffentli-
chen und privaten Schulen.

2Es ist im Rahmen des für die statistische Aus-
wertung genutzten Datenverarbeitungsvorgangs 
sicherzustellen, dass die Hilfsmerkmale von den 
Erhebungsmerkmalen schnellstmöglich, spätes-
tens aber nach Plausibilisierung und Generierung 
des Pseudonyms (Abs. 9), getrennt und gelöscht 
werden.

(5) 1Bei den in Abs. 2 Nr. 1 genannten Stellen 
werden für die Ergebnisstatistiken gemäß Abs. 7 
folgende anonymisierte Leistungsdaten der Schü-
lerinnen und Schüler erhoben:

1. Ergebnisse der Jahrgangsstufentests und 
der Orientierungsarbeiten (Schule, Klasse, 
Bildungsgang, Geschlecht, Geburtsmonat 
und -jahr, Staatsangehörigkeit, Migrations-
hintergrund [Geburtsland, Jahr des Zuzugs 
nach Deutschland, Muttersprache deutsch/
nicht deutsch], Grund für Nichtteilnahme 
[sonderpädagogische Förderung, Lese-Recht-
schreibschwäche], erreichte Punkte je Aufga-
be);

2. Ergebnisse der zentralen Abschlussprüfungen 
(Schule, Klasse, Bildungsgang, Geschlecht, 
Geburtsmonat und -jahr, Staatsangehörigkeit, 
Migrationshintergrund [Geburtsland, Jahr 
des Zuzugs nach Deutschland, Muttersprache 
deutsch/nicht deutsch], Förderschwerpunkt, 
Prüfungsart, Prüfungsfach, Punkte/Note je 
Prüfungsfach und Prüfungsteil, Abschluss-
zeugnisnote, Teilnahme am Nachtermin, Her-
kunftsschule bei Externen).

2Die in Satz 1 genannten Daten werden ohne Ver-
knüpfung mit personenbezogenen Daten und ohne 
Verknüpfung mit einem Pseudonym (Abs. 9) in den 
statistischen Auswertungsprozess eingespeist.

(6) 1Die Amtliche Schulstatistik wird einmal 
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jährlich durchgeführt. 2Die Erhebungsmerkmale 
nach Abs. 3 werden für

1. die Beschreibung der Unterrichtssituation an 
allgemein bildenden Schulen zum 1. Oktober 
und an berufl ichen Schulen zum 20. Oktober, 

2. die Darstellung der Absolventen und Abgän-
ger von Schulen sowie Absolventen von au-
ßerschulischen Einrichtungen, soweit diese 
schulische Abschlüsse erwerben, an allge-
mein bildenden Schulen vom 2. Oktober des 
Vorjahres bis 1. Oktober des laufenden Jahres 
und an berufl ichen Schulen vom 21. Oktober 
des Vorjahres bis 20. Oktober des laufenden 
Jahres (Stichtag: 1. bzw. 20. Oktober)

erfasst. 

(7) 1Die Ergebnisstatistiken werden einmal 
jährlich auf gesonderte Anweisung des Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus durchge-
führt. 2Die Erhebungsmerk male gemäß Abs. 5 
werden für

1. die Ergebnisse der Jahrgangsstufentests, 

2. die Ergebnisse der Orientierungsarbeiten in 
der Grundschule, 

3. die Ergebnisse der zentralen Abschlussprü-
fungen

jeweils im Anschluss an die Leistungsfeststellun-
gen erfasst. 3Satz 2 Nrn. 1 und 2 gelten nur für 
öffentliche Schulen; Satz 2 Nr. 3 gilt für öffentliche 
Schulen und staatlich anerkannte Ersatzschulen. 
4Die genauen Berichtszeitpunkte werden jeweils 
vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
bekannt gegeben.

(8) 1Für die Erhebungen besteht Auskunfts-
pfl icht. 2Aus kunftspfl ichtig sind

1. für die Erhebungseinheiten nach Abs. 2 Nr. 1 
die Schulleiterinnen und Schulleiter,

2. für die Erhebungseinheiten nach Abs. 2 Nr. 2 
die Kolleggruppenleiter des Telekollegs und 
die Leitungen der Staatsinstitute für die Aus-
bildung von Fach- bzw. Förderlehrern.

3Die Auskünfte sind unter Verwendung des vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus be-
reitgestellten Schulverwaltungsprogramms an 
die in Abs. 10 genannten Stellen vollständig und 
rechtzeitig zu erteilen.

(9) 1Um schuljahresübergreifende statistische 
Auswertungen zu ermöglichen, wird für jeden 
Datensatz auf Grundlage von Hilfsmerkmalen 
nach Abs. 4 ein Pseudonym erzeugt. 2Das Pseu-
donym ist nach dem jeweils neuesten Stand der 
Technik so zu gestalten, dass ein Rückschluss auf 
Einzelpersonen ausgeschlossen ist. 

(10) 1Die Amtliche Schulstatistik gemäß Abs. 6 
wird vom Landesamt für Statistik und Datenver-
arbeitung durchgeführt. 2Die Ergebnisstatistiken 
nach Abs. 7 wer den von den Statistikstellen des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus und 
des Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungs-
forschung durchgeführt. 

(11) Schulübergreifende Geschäftsstatistiken 
werden von den Statistikstellen des Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus und des Staats-
instituts für Schulqualität und Bildungsforschung 
erstellt.

(12) § 50 BeamtStG und Art. 102 bis 111 
BayBG bleiben unberührt.“ 

9. Der bisherige Art. 113a wird Art. 113c.

10. In Art. 125 Abs. 4 Satz 1 wird nach den Worten 
„Abs. 2 und 3“ das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach den Worten „Art. 89“ die 
Worte „und 113b“ eingefügt.

§ 2

1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2010 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 7 am 1. Juni 2012 in 
Kraft.

§ 3

Die Staatsregierung überprüft die Auswirkun-
gen dieses Gesetzes und berichtet dem Landtag zwei 
Jahre nach vollständiger Inbetriebnahme des neuen 
Verfahrens, spätestens aber fünf Jahre nach Inkraft-
treten, ob sich die Regelung insbesondere aus daten-
schutzrechtlicher Sicht und in Hinblick auf den Ver-
waltungsaufwand bewährt hat. 

München, den 20. Mai 2010

Der Bayerische Ministerpräsident

                                            Horst  S e e h o f e r

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst S e e h o f e r



KWMBl Nr. 12/2010 171

2236-5-1-UK

Berichtigung

Die Schulordnung für die Wirtschaftsschulen 
(Wirtschaftsschulordnung – WSO) vom 30. Dezem-
ber 2009 (GVBl 2010 S. 17, BayRS 2236-5-1-UK) wird 
wie folgt berichtigt:

In § 82 Abs. 2 Satz 1 wird die Jahreszahl „2009“ durch 
die Jahreszahl „2010“ ersetzt.

München, den 22. April 2010

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Josef E r h a r d
Ministerialdirektor
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  II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien
für Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst

2230.1.1.1.0-UK

Ausgestaltung der Jahrgangsstufe 5 
an allen weiterführenden Schulen 

als Gelenkklasse in der Übertrittsphase

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 27. Mai 2010 Az.: III.5-5 S 4302-6.136 797

In Konkretisierung der §§ 29 und 43 der VSO, §§ 26 bis 31 
der RSO sowie §§ 26 bis 31 der GSO für das Übertrittsver-
fahren erlässt das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus die folgende Bekanntmachung.

1. Aufgabe und Zielsetzung der Gelenkklasse

Das differenzierte Bildungssystem in Bayern bietet je-
dem Kind nach seinen individuellen Begabungen und 
Leistungen den entsprechenden Bildungsweg an.

Die Orientierung an Leistungsfähigkeit und Begabung 
ist jedoch nur dann konsequent verwirklicht, wenn 
eine einmal getroffene Schullaufbahnentscheidung 
später auch korrigierbar ist.

Das weiterentwickelte kind- und begabungsgerechte 
Übertrittsverfahren stellt ein ausgewogenes Gesamt-
system dar, dessen einzelne Elemente aufeinander 
abgestimmt und miteinander verzahnt sind. Das bis-
her auf einen Teil der Jahrgangsstufe 4 konzentrierte 
Übertrittsverfahren wird, ohne dadurch die Belastung 
für Schülerinnen, Schüler und deren Erziehungsbe-
rechtigte zu erhöhen, zu einer von Jahrgangsstufe 3 
bis zum Ende der Jahrgangsstufe 5 reichenden kind- 
und begabungsgerechten Übertrittsphase ausgebaut. 
Die bereits in Jahrgangsstufe 3 und 4 begonnene Be-
gleitung der Schülerinnen und Schüler wird in Jahr-
gangsstufe 5 konsequent fortgesetzt. Durch gezielte 
Beratung und verstärkte individuelle Fördermaßnah-
men können Wechsel der Schulart ohne Wiederholung 
der Jahrgangsstufe an der aufnehmenden Schulart  
somit gefördert bzw. die Fortsetzung des gewählten 
Bildungswegs abgesichert werden.

2. Die erweiterte Übertrittsphase

2.1 Die Jahrgangsstufe 3 in der erweiterten Übertritts-
phase

Informationen zum differenzierten bayerischen 
Schulsystem und erste Orientierung im Prozess der 
Schullaufbahnwahl

Neben den bereits bestehenden Möglichkeiten und 
Anlässen der Einzelberatung tritt in Jahrgangsstufe 3 
eine erweiterte allgemeine Beratung der Erziehungs-
berechtigten. So werden die Erziehungsberechtigten 
an einem zusätzlichen Elternabend über das differen-
zierte Bildungssystem, dessen Durchlässigkeit und 
vielfältige Abschluss- und Anschlussmöglichkeiten 
informiert.

2.2 Die Jahrgangsstufe 4 in der erweiterten Übertritts-
phase

Beratungsangebot

In Jahrgangsstufe 4 führen die Grundschule und die 
weiterführenden Schularten Haupt-/Mittelschule, 
Realschule und Gymnasium Informationsveranstal-
tungen zu den jeweils angebotenen Bildungswegen 
bzw. den jeweiligen Schulprofi len und -schwerpunk-
ten durch.

Individuelle Fördermaßnahmen

Die Stundentafel der Grundschule sieht in den Jahr-
gangsstufen 1 bis 4 insgesamt fünf Wochenstunden 
„Unterricht zur individuellen und gemeinsamen För-
derung“ als Pfl ichtunterricht vor. Um dem erhöhten 
Förderbedarf in der Jahrgangsstufe 4 gerecht zu wer-
den, wird der Klassenverband an staatlichen Schulen 
in der Förderstunde bei großen Klassen geteilt. Vor-
gesehen ist die Teilung der Förderstunde bei Klassen 
der Jahrgangsstufe 4 mit mehr als 25 Schülerinnen 
und Schülern.

Erhöhung der Transparenz und Reduzierung des Leis-
tungsdrucks

Das weiterentwickelte kind- und begabungsgerech-
te Übertrittsverfahren sieht für die Jahrgangsstufe 4 
Richtzahlen für Leistungsnachweise und die vorheri-
ge Ansage von Terminen für Leistungsnachweise vor. 
 Außerdem wird eine stärkere Ausweisung von prü-
fungsfreien Lernphasen ermöglicht (siehe Bekanntma-
chung des Bayerischen Staatsministeriums für Unter-
richt und Kultus vom 22. Juli 2009 (KWMBl S. 263) 
„Beratung und Transparenz in der Übertrittsphase“, 
geändert durch Bekanntmachung vom 26. Oktober 
2009 (KWMBl S. 353)).

Schriftliche Zwischeninformation zum Leistungsstand 
in Jahrgangsstufe 4

Die schriftliche Zwischeninformation über den aktuel-
len Leistungsstand der Schülerinnen und Schüler 
Anfang Januar ermöglicht es den Eltern, frühzeitig 
Leistungsdefi zite zu erkennen und gemeinsam mit 
den Lehrkräften geeignete Fördermaßnahmen zu be-
sprechen.

Übertrittszeugnis mit Schullaufbahnempfehlung

Anfang Mai erhalten alle Schülerinnen und Schü-
ler der Jahrgangsstufe 4 ein Übertrittszeugnis mit 
Schullaufbahnempfehlung. Damit wird sichergestellt, 
dass alle Erziehungsberechtigten Kenntnis über die 
Bildungswegeignung ihres Kindes haben.

Die Schullaufbahnempfehlung stützt sich auf den 
Gesamt notendurchschnitt der Fächer Deutsch, Mathe-
matik sowie Heimat- und Sachunterricht.

Bei einem Gesamtnotendurchschnitt der Fächer 
Deutsch, Mathematik sowie Heimat- und Sachunter-
richt bis einschließlich 2,33 erhält die Schülerin bzw. 
der Schüler eine Schullaufbahnempfehlung für den 
Besuch eines Gymnasiums. Bei einem Gesamtnoten-
durchschnitt der Fächer Deutsch, Mathematik sowie 
Heimat- und Sachunterricht bis einschließlich 2,66 er-
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hält die Schülerin bzw. der Schüler eine Schullaufbahn-
empfehlung für den Besuch einer Realschule. Bei einem 
Gesamtnotendurchschnitt der Fächer Deutsch, Mathe-
matik sowie Heimat- und Sachunterricht ab 3,00 erhält 
die Schülerin bzw. der Schüler eine Schullaufbahnemp-
fehlung für den Besuch einer Haupt-/Mittelschule.

Übertritt an die weiterführenden Schularten

Liegt eine entsprechende Schullaufbahnempfehlung 
vor, können die Schülerinnen und Schüler unmittelbar 
nach dem Besuch der Jahrgangsstufe 4 der Grund-
schule in die Jahrgangsstufe 5 der jeweiligen weiter-
führenden Schulart übertreten.

Übertritt an die weiterführenden Schularten nach 
 Besuch des Probeunterrichts

Schülerinnen und Schüler, die im Übertrittszeugnis 
der Jahrgangsstufe 4 keine entsprechende Schullauf-
bahnempfehlung für die gewünschte weiterführen-
de Schulart erhalten haben, können auf Antrag der 
 Erziehungsberechtigten – unabhängig von den in der 
Grundschule erreichten Noten – am Probeunterricht 
des Gymnasiums bzw. der Realschule teilnehmen.

Der Probeunterricht wird in den beiden Fächern 
Deutsch und Mathematik abgehalten. Er ist bestan-
den, wenn in einem Fach mindestens die Note 3 und 
im anderen Fach mindestens die Note 4 erreicht wird. 
Den Erziehungsberechtigten wird das Ergebnis des 
Probeunterrichts mit Begründung mitgeteilt.

Nach Bestehen des Probeunterrichts können die 
Schüle rinnen und Schüler in die Jahrgangsstufe 5 des 
Gymnasiums bzw. der Realschule übertreten.

Stärkung der Elternverantwortung im Probeunterricht 
bis zur pädagogisch vertretbaren Grenze

Wird der Probeunterricht nicht bestanden, können 
Schülerinnen und Schüler dennoch in die Jahrgangs-
stufe 5 des Gymnasiums bzw. der Realschule übertre-
ten, wenn die Erziehungsberechtigten dies wünschen. 
Voraussetzung ist, dass die Schülerinnen und Schüler 
im Probeunterricht mindestens in beiden Fächern die 
Note 4 erreicht haben. Die Elternverantwortung wird 
hierdurch nachhaltig gestärkt. Ein vorheriges ver-
pfl ichtendes Beratungsgespräch an der aufnehmen-
den Schule zur Ausübung der Elternverantwortung ist 
nicht erforderlich. Die vorhandenen Beratungsange-
bote der weiterführenden Schulen stehen jedoch den 
Erziehungsberechtigten bei Bedarf zur Verfügung.

2.3 Die Jahrgangsstufe 5 als Gelenkklasse in der erwei-
terten Übertrittsphase

Nach der Schullaufbahnwahl in Jahrgangsstufe 4 
setzen die Schülerinnen und Schüler in Jahrgangs-
stufe 5 der jeweiligen weiterführenden Schulart ihren 
Bildungsweg fort.

Um das Eingewöhnen und Ankommen für die Schüle-
rinnen und Schüler an der neuen Schulart, verbunden 
mit den jeweiligen schulartspezifi schen Anforderun-
gen kindgerecht zu begleiten, stellen die weiterfüh-
renden Schularten ein breit angelegtes Begleit- und 
Unterstützungssystem zur Verfügung.

Im Anschluss an die Begleitung des Übertritts zu 
Beginn der Jahrgangsstufe 5, die somit eine wichti-
ge Gelenkfunktion zwischen Grundschule und wei-
terführenden Schularten übernimmt, soll den Erzie-
hungsberechtigten und Schülerinnen und Schülern 

im weiteren Verlauf der Jahrgangsstufe 5 die Möglich-
keit gegeben werden, den gewählten Bildungsweg zu 
refl ek tieren.

Die Jahrgangsstufe 5 bildet gleichzeitig den Abschluss 
der Übertrittsphase von der Grundschule an die wei-
terführenden Schularten und unterstützt neben der 
Begleitung des Übertritts und der Überprüfung der 
getroffenen Schullaufbahnwahl im Verlauf der Jahr-
gangsstufe 5 auch die Anbahnung individueller Bil-
dungswegwechsel im Anschluss an die Jahrgangs-
stufe 5.

3. Begleit- und Unterstützungsmaßnahmen in der Ge-
lenkklasse

Um die schulartspezifi schen Zielsetzungen der Ge-
lenkklassen umzusetzen, stehen den jeweiligen schuli-
schen Anforderungsprofi len und Rahmenbedingungen 
der weiterführenden Schularten entsprechend die im 
Folgenden dargestellten Maßnahmen und fl exibel ein-
setzbaren Förderelemente zur Verfügung.

3.1 Einsatz von Grundschullehrkräften in den Gelenk-
klassen

Durch den Einsatz von an staatliche Realschulen und 
Gymnasien abgeordneten Grundschullehrkräften (sog. 
Lotsen im Übertrittsverfahren) bzw. durch den Einsatz 
von Grundschullehrkräften als Fachlehrer an Haupt-/
Mittelschulen können für die in Jahrgangsstufe 5 
übergetretenen Schülerinnen und Schüler methodisch-
didaktische Anpassungsprozesse durch eine engere 
Verzahnung der Unterrichtsfächer an der Schnittstelle 
zwischen Grundschule und weiterführenden Schulen 
kind- und begabungsgerecht gestaltet werden und die 
Schülerinnen und Schüler somit insgesamt intensiver 
begleitet werden.

3.2 Individuelle Beratungsangebote in den Gelenk-
klassen

Für die individuelle Beratung der Schülerinnen und 
Schüler in den Gelenkklassen und deren Erziehungs-
berechtigten stehen die Lehrkräfte der einzelnen 
Fächer, die Klassenleitungen, die pädagogischen Be-
treuungslehrkräfte, die Beratungslehrkräfte, die Schul-
psychologinnen und Schulpsychologen sowie die an 
die weiterführenden Schulen abgeordneten bzw. dort 
eingesetzten Grundschullehrkräfte zur Verfügung. Die 
Beratung fi ndet im Rahmen der Elternsprechtage, der 
Sprechstunden der Lehrkräfte sowie nach individuel-
ler Vereinbarung statt.

3.3 Förderelemente in den Gelenkklassen

Den weiterführenden Schularten stehen jeweils un-
terschiedliche Förderelemente zur Verfügung, um die 
schulartspezifi sch differenzierten Zielsetzungen der 
Gelenkklassen umzusetzen. Diese können je nach 
Schulart in Form von zusätzlichen Förderstunden, 
zusätzlichen binnendifferenzierenden Maßnahmen, 
der Teilnahme an Förderangeboten im Rahmen von 
schulischen Ganztagsangeboten und in Form von in-
dividuellen Förderplänen angeboten werden.

4. Abschluss der Übertrittsphase

4.1 Fortsetzung des Bildungswegs an der derzeit besuch-
ten Schulart

Wird das Klassenziel der Jahrgangsstufe 5 an der be-
suchten weiterführenden Schulart erreicht, kann der 
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Bildungsweg in Jahrgangsstufe 6 entsprechend fort-
gesetzt werden.

Bei Nichterreichen des Klassenziels der Jahrgangs-
stufe 5 kann diese gemäß den Vorschriften der jewei-
ligen Schulordnung der besuchten weiterführenden 
Schulart wiederholt werden.

4.2 Übertrittsmöglichkeiten nach Abschluss der Über-
trittsphase

Wird das Klassenziel der Jahrgangsstufe 5 an der be-
suchten weiterführenden Schulart erreicht und liegt 
eine entsprechende Schullaufbahnempfehlung für eine 
andere weiterführende Schulart vor, können die Schü-
lerinnen und Schüler unmittelbar in die Jahrgangs-
stufe 5 bzw. 6 der jeweiligen Schulart übertreten.

Wird das Klassenziel der Jahrgangsstufe 5 an der be-
suchten weiterführenden Schulart nicht erreicht und 
liegt eine entsprechende Schullaufbahnempfehlung 
für eine andere weiterführende Schulart vor, können 
die Schülerinnen und Schüler unmittelbar in die 
Jahrgangsstufe 5 bzw. 6 der jeweiligen Schulart über-
treten.

5. Organisation der Gelenkklasse an den weiterführen-
den Schularten

5.1 Die Gelenkklasse an Haupt-/Mittelschulen

Die Gelenkklasse an den Haupt-/Mittelschulen dient 
zwei Zielen. Zum einen sollen Schülerinnen und Schü-
ler, die anhaltenden Förderbedarf haben, so unterstützt 
werden, dass sie das Klassenziel der Jahrgangsstufe 5 
erreichen können.

Zum anderen sollen Schülerinnen und Schüler, die 
einen mittleren Schulabschluss an der Haupt-/Mittel-
schule bzw. einen aufsteigenden Übertritt in die Jahr-
gangsstufe 6 der Realschule bzw. des Gymnasiums 
anstreben, entsprechend gefördert und unterstützt wer-
den. Die individuelle Förderung dieser beiden Schüler-
gruppen und aller übrigen Schülerinnen und Schüler 
der Gelenkklassen an den Haupt-/Mittelschulen wird 
im Rahmen der modularen Förderung in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch, durch den Einsatz 
von Förderlehrkräften zur Förderung in Kleingruppen, 
durch eine eventuelle Teilnahme an Förderangeboten 
im Rahmen der schulischen Ganztagsangebote und 
durch die Arbeit mit individuell erstellten Förderplä-
nen organisiert.

Darüber hinaus wird in der Jahrgangsstufe 5 an staat-
lichen  Haupt-/Mittelschulen die Förderstunde zur In-
tensivierungsstunde ausgebaut, für die zwei Lehrer-
stunden zur differenzierten Förderung bereitgestellt 
werden, um insbesondere auch leistungsstarke und 
motivierte Schülerinnen und Schüler bereits mit Be-
ginn der Jahrgangsstufe 5 auf die Anforderungen des 
mittleren Schulabschlusses vorbereiten zu können.

5.2 Die Gelenkklasse an Realschulen

Die Gelenkklasse an den Realschulen dient zwei Zie-
len. Zum einen sollen Schülerinnen und Schüler, die 
grundsätzlich für die Realschule geeignet sind, jedoch 
anhaltenden Förderbedarf haben, so unterstützt wer-
den, dass sie das Klassenziel der Jahrgangs stufe 5 
erreichen können und ihren Bildungsweg an der 
Realschule fortsetzen können. Zum anderen sollen 
Schülerinnen und Schüler, bei denen ein aufsteigen-

der Übertritt in die Jahrgangsstufe 6 des Gymnasiums 
angezeigt ist, entsprechend gefördert und unterstützt 
werden.

Um den Übergang von der Grundschule auf die Real-
schule intensiv begleiten zu können, richten die staat-
lichen Realschulen im ersten Halbjahr in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch bedarfsorientiert 
einen entsprechenden Ergänzungsunterricht ein.

Zum Halbjahr werden an staatlichen Realschulen 
in den Fächern Deutsch, Mathematik, und Englisch 
bedarfsorientiert leistungsdifferenzierte Intensivie-
rungskurse für Schülerinnen und Schüler, die zum 
Erreichen des Klassenziels zusätzlicher Unterstützung 
bedürfen bzw. für sehr leistungsstarke Schülerinnen 
und Schüler, bei denen ein aufsteigender Übertritt in 
die Jahrgangsstufe 6 des Gymnasiums angezeigt ist, 
eingerichtet. Die Teilnahme erfolgt nach Beratung im 
Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten.

5.3 Die Gelenkklasse an Gymnasien

Die Gelenkklasse am Gymnasium dient zwei Zielen. 
Zum einen sollen Schülerinnen und Schüler, die grund-
sätzlich für das Gymnasium geeignet sind, jedoch 
Übergangsprobleme bzw. größere oder anhaltende 
Anlauf schwierigkeiten haben, so gefördert werden, 
dass sie das Klassenziel der Jahrgangsstufe 5 errei-
chen und ihren Bildungsweg am Gymnasium fortset-
zen können.

Zum anderen sollen Schülerinnen und Schüler, deren 
Eignung für das Gymnasium sich im Laufe der Jahr-
gangsstufe 5 nicht bestätigt, auf einen aufsteigenden 
Übertritt in Jahrgangsstufe 6 der Realschule oder 
Haupt-/Mittelschule vorbereitet werden. Hierbei sind 
bestehende Lehrplanunterschiede (z. B. bei Schüle-
rinnen und Schülern, die Latein oder Französisch als 
erste gymnasiale Fremdsprache gewählt haben) aus-
zugleichen.

Das Gymnasium trägt dafür Sorge, dass mit den Er-
ziehungsberechtigten derjenigen Schülerinnen und 
Schüler, deren Vorrücken bzw. Verbleib am Gymna-
sium gefährdet erscheint, spätestens zum Halbjahr 
der Jahrgangsstufe 5 ein individuelles Beratungsge-
spräch vereinbart wird, in dem Fördermöglichkeiten 
und Schullaufbahnfragen besprochen werden.

Für die notwendige Förderung stehen neben weiteren 
binnendifferenzierenden Maßnahmen vor allem die In-
tensivierungsstunden zur Verfügung. Insbesondere die 
dritte, fl exible Intensivierungsstunde der Jahrgangs-
stufe 5 soll für eine gezielte Förderung der betroffenen 
Schülerinnen und Schüler eingesetzt werden.

6. Fortbildungsmaßnahmen

Um die schulartspezifi sch differenzierten Zielsetzun-
gen der Gelenkklassen effektiv umzusetzen, werden 
ab dem Schuljahr 2010/2011 Fortbildungsmaßnahmen 
durchgeführt.

7. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2010 in 
Kraft.

Dr. Mü l l e r 
Ministerialdirigent
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2010-UK

Rechtsbehelfsbelehrungen bei Verwaltungsakten

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 31. Mai 2010 Az.: II.7-5 L 1005-1.50 056

1. Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte

Nach Art. 15 des Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung (AGVwGO) vom 20. Juni 
1992 (GVBl S. 162), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Dezember 2007 (GVBl S. 958), entfällt grundsätz-
lich das Widerspruchsverfahren gegen Verwaltungs-
akte vor einer Klage.

Ein fakultatives Widerspruchsverfahren ist hingegen 
u. a. vorgesehen

– für die Bereiche des Schulrechts einschließlich des 
Rechts der Schulfi nanzierung und Schülerbeförde-
rung,

– in Angelegenheiten der Beamten mit Ausnahme des 
Disziplinarrechts,

– bei personenbezogenen Prüfungsentscheidungen 
und

– in den Bereichen des Kinder- und Jugendhilferechts, 
der Kinder-, Jugend- und Familienförderung und im 
Rahmen der Förderungen nach dem Europäischen 
Sozialfonds.

In diesen Fällen kann Widerspruch eingelegt werden, 
es kann aber auch unmittelbar beim Verwaltungsge-
richt im Klageweg gegen den Verwaltungsakt vorge-
gangen werden; es besteht insofern ein Wahlrecht des 
vom Verwaltungsakt Betroffenen.

Im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus wird in der Regel das fakultative 
Widerspruchsverfahren Anwendung fi nden.

2. Erforderlichkeit einer Rechtsbehelfsbelehrung

Eine Rechtsbehelfsbelehrung ist auch für schriftliche 
Verwaltungsakte grundsätzlich nicht vorgeschrieben 
und regelmäßig nicht erforderlich. Die Monatsfrist für 
einen Rechtsbehelf beginnt aber nur zu laufen, wenn 
der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungs-
behörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf 
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden ist. Ist die Belehrung unter-
blieben oder unrichtig erteilt, kann noch innerhalb 
 eines ganzen Jahres gegen den Verwaltungsakt vorge-
gangen werden (§ 58 der Verwaltungsgerichtsordnung 
– VwGO). Eine Rechtsbehelfsbelehrung empfi ehlt sich 
daher beispielsweise bei der Androhung der Entlas-
sung oder der Entlassung nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 8 und 9 BayEUG.

Widerspruchsbescheide sind immer mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen (§ 73 Abs. 3 VwGO).

3. Wortlaut der Rechtsbehelfsbelehrung

Im Interesse der Bürgerfreundlichkeit sind die Art 
(„Widerspruch“ oder „Klage“), die Frist und die Form 
des Rechtsbehelfs – einschließlich der Angabe der 
Behör de oder des Gerichts, bei der bzw. dem der 
Rechtsbehelf einzulegen ist, mit Anschrift – druck-
technisch hervorgehoben; dies wird nachfolgend 

 beispielhaft durch Fettdruck und Zentrierung deutlich 
gemacht.

3.1 Für die Verwaltungsakte staatlicher Behörden (auch 
Schulen)

– gegen die das fakultative Widerspruchsverfahren 
eröffnet ist, und

– die sich nur an einen Betroffenen wenden,

lautet die Rechtsbehelfsbelehrung wie folgt:

„Rechtsbehelfsbelehrung

Wenn Sie gegen diesen Bescheid einen Rechtsbehelf 
ergreifen wollen, können Sie hiergegen innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe nach Ihrer 
Wahl entweder Widerspruch einlegen oder Klage 
erheben.

1. Wenn Sie Widerspruch einlegen:

Den Widerspruch müssen Sie schriftlich oder 
zur Niederschrift bei […Behörde/ Schule, die den 
Bescheid erlassen hat …] in […] einlegen. Sollte 
über den Widerspruch ohne zureichenden Grund 
in angemessener Frist sachlich nicht entschieden 
werden, so können Sie Klage bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht in […], Postfachanschrift: 
Postfach […], Hausanschrift: […], schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage 
können Sie nicht vor Ablauf von drei Monaten seit 
der Einlegung des Widerspruchs erheben, außer 
wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine 
kürzere Frist geboten ist. In der Klage müssen Sie 
den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen, 
ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen 
und die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie 
diesen Bescheid in Urschrift oder in Abschrift bei-
fügen. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beifügen.

2. Wenn Sie unmittelbar Klage erheben:

Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe dieses Bescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in […],

Postfachanschrift: […],

Hausanschrift: […],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
heben. In der Klage müssen Sie den Kläger, den 
Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen 
Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur 
 Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen 
 Bescheid in Urschrift oder Abschrift beifügen. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie Abschrif-
ten für die übrigen Beteiligten beifügen.“

Der Rechtsbehelfsbelehrung sollen folgende Hinweise 
angefügt werden:

„–  Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung 
in elektronischer Form (z. B. durch  E-Mail) ist 
 unzulässig.
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– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten.“

3.2 Ist ein Widerspruchsbescheid einer staatlichen Behör-
de zu erlassen, lautet dort die Rechtsbehelfsbelehrung 
wie folgt:

„Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. 
Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe dieses Widerspruchsbescheids bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in […],

Postfachanschrift: Postfach […],

Hausanschrift: […],

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. 
In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimm-
ten Antrag stellen und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Klageschrift 
sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder Abschrift 

beifügen. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beifügen.“

Der Rechtsbehelfsbelehrung sollen folgende Hinweise 
angefügt werden:

„–  Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. 
durch E-Mail) ist unzulässig.

– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten.“

3.3 Für alle übrigen Fälle (mehr als ein Betroffener, kein 
fakultatives Widerspruchsverfahren) sind auf der vom 
Staatsministerium des Innern verantworteten Home-
page www.widerspruchsverfahren.bayern.de Muster 
für Rechtsbehelfsbelehrungen und Hinweise zu Ein-
zelfragen elektronisch verfügbar gemacht.

Die Bekanntmachung tritt am 1. Juni 2010 in Kraft. Gleich-
zeitig wird die Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus vom 20. August 
2007 (KWMBl I S. 320, ber. S. 423) aufgehoben.

E r h a r d 
Ministerialdirektor
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